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§ 59

(1) Verantwortlich für die Vorbereitung und Durchführung der Wieder­
eingliederung, den Nachweis geeigneter Arbeits- und Ausbildungsplätze, 
die Bereitstellung von Wohnraum sowie für die Kontrolle der Durch­
führung der Wiedereingliederung sind die Räte der Kreise, Städte, Stadt­
bezirke und Gemeinden, in deren Bereich der Entlassene seinen Wohnsitz 
hat.

(2) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wiedereingliederung, ins­
besondere in den Arbeitsprozeß, haben die Räte der Kreise, Städte, Stadt­
bezirke und Gemeinden gemeinsam mit den Leitern der Betriebe und 
den Vorständen der Genossenschaften im engen Zusammenwirken mit 
den gesellschaftlichen Organisationen, Ausschüssen der Nationalen Front 
und unter Einbeziehung ehrenamtlicher Mitarbeiter die erforderlichen 
Bedingungen zu schaffen.

(3) Die Räte der Kreise und Stadtbezirke haben zur Vorbereitung und 
Durchführung der Wiedereingliederung mit den Organen der Rechts­
pflege, insbesondere mit den Leitern der Strafvollzugseinrichtungen, eng 
zusammenzuarbeiten.

(4) Sie haben das Recht, bis zu einem Jahr nach der Entlassung bzw. 
bis zum Ablauf der Bewährungszeit bei Strafaussetzung auf Bewährung 
nach § 45 des Strafgesetzbuches oder bei der Anwendung gerichtlicher 
Maßnahmen zur Wiedereingliederung Vorbestrafter nach §§ 47, 48 des 
Strafgesetzbuches von anderen staatlichen Organen, den Betrieben und 
Genossenschaften Auskünfte über die weitere Entwicklung der aus dem 
Strafvollzug entlassenen Bürger einzuholen.

§ 60

Die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden haben sich bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Wiedereingliederung und bei der 
Weiterführung der gesellschaftlichen Erziehung auf die Mitarbeit gesell­
schaftlicher Kräfte zu stützen. Zur unmittelbaren Hilfe sind ehrenamt­
liche Mitarbeiter zu gewinnen, die den Strafentlassenen Bürgern beratend 
und unterstützend zur Seite stehen.

Erläuterungen

In § 59 wird zunächst die generelle Verantwortlichkeit für die Vorberei­
tung und Durchführung der Wiedereingliederung Strafentlassener fest­
gelegt. Diese Verantwortlichkeit obliegt den Räten der Kreise. Städte. 
Stadtbezirke und Gemeinden, in deren Bereich der straffällig gewesene 
Bürger seinen Wohnsitz hat.


